
37.01

Satzung über die Feuerwehr der Stadt Eisenach vom
03.06.2002

Aufgrund des § 19 Abs. 1 Satz 1 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisord-
nung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO-) vom 16. August 1993 (GVBl.
Seite 501) i. d. F. der Bek. vom 14. April 1998 (GVBl. S. 73), zuletzt geändert
durch Art. 1 des Gesetzes vom 01. März 2002 (GVBl. S. 161), des § 14 Abs. 1
des Thüringer Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den
Katastrophenschutz (Thüringer Brand- und Katastrophenschutzgesetz -
ThBKG-) vom 07. Januar 1992 (GVBl. S. 23) i. d. F. der Bek. vom 25. März
1999 (GVBl. S. 227), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 24. Okto-
ber 2001 (GVBl. S. 274), sowie des § 1 Abs. 3 Satz 2 der Thüringer Feuerwehr-
Organisationsverordnung (ThürFwOrgVO) vom 13. August 1992 (GVBl. S.
456), hat der Stadrat der Stadt Eisenach in seiner Sitzung am 19.04.2002 die
nachstehende Satzung über die Feuerwehr der Stadt Eisenach beschlossen:

§ 1
Organisation, Bezeichnung

(1) Die Feuerwehr der Stadt Eisenach ist als öffentliche Feuerwehr (§§ 3 Abs. 1
und 9 ThBKG) eine städtische Einrichtung (§ 10 Abs. 2 und 3 ThBKG).

Sie führt die Bezeichnung

F E U E R W E H R   E I S E N A C H  .

Zur Feuerwehr Eisenach gehören:

1. Berufsfeuerwehr Eisenach
2. Freiwillige Feuerwehr Göringen-Stadt Eisenach
3. Freiwillige Feuerwehr Hörschel-Stadt Eisenach
4. Freiwillige Feuerwehr Madelungen-Stadt Eisenach
5. Freiwillige Feuerwehr Eisenach-Mitte
6. Freiwillige Feuerwehr Neuenhof-Stadt Eisenach
7. Freiwillige Feuerwehr Neukirchen-Stadt Eisenach
8. Freiwillige Feuerwehr Stedtfeld-Stadt Eisenach
9. Freiwillige Feuerwehr Stockhausen/Hötzelsroda-Stadt Eisenach
10. Freiwillige Feuerwehr Stregda-Stadt Eisenach.

(2) Sie sind selbständige Feuerwehren unter der Gesamtleitung des Leiters des
Amtes für Brand- und Katastrophenschutz.

(3) Zur Gewinnung der notwendigen Anzahl von Feuerwehrangehörigen bedie-
nen sich die Freiwilligen Feuerwehren der Unterstützung der Feuerwehrvereine.
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§ 2
Aufgaben der Feuerwehr

(1) Die Aufgaben der Feuerwehr umfassen den abwehrenden Brandschutz, die
technische Unfallhilfe sowie die Hilfeleistung bei anderen Vorkommnissen im
Sinne der §§ 1 und 9 ThBKG, ferner die Sicherheitswache nach § 34 ThBKG.

(2) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben hat die Stadt Eisenach die aktiven Feuer-
wehrangehörigen nach den geltenden Feuerwehr-Dienstvorschriften und son-
stigen einschlägigen Vorschriften aus- und fortzubilden.

§ 3
Gliederung und Leitung der Freiwilligen Feuerwehren

(1) Die Freiwilligen Feuerwehren haben jeweils eine Einsatzabteilung. Darüber
hinaus können sie eine Alters- und Ehrenabteilung und/oder Jugendfeuerwehr
unterhalten.

(2) Die Feuerwehr der Stadt Eisenach wird durch den Leiter des Amtes für
Brand- und Katastrophenschutz geleitet.

(3) Die Freiwilligen Feuerwehren werden nach Weisung des Leiters des Amtes
für Brand- und Katastrophenschutz durch den Wehrführer geleitet, der im Ver-
hinderungsfall durch den stellvertretenden Wehrführer vertreten wird.

(4) Der Wehrführer und der stellvertretende Wehrführer werden aus der Mitte
der Angehörigen der gleichen Einsatzabteilung durch die Jahreshauptver-
sammlung der Freiwilligen Feuerwehr für die Dauer von fünf Jahren gewählt.
Zwingende Wählbarkeitsvoraussetzung ist, dass der Bewerber die erforderli-
chen Fachkenntnisse besitzt und den erfolgreichen Besuch der nach der
ThürFwOrgVO vorgeschriebenen Lehrgänge nachweist. Die Wahlen finden
nach Möglichkeit in derselben Jahreshauptversammlung statt. Anderenfalls ist
eine außerordentliche Jahreshauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr so
rechtzeitig einzuberufen, dass binnen zweier Monate nach Freiwerden der
Stelle die Wahl stattfinden kann.

(5) Der Wehrführer und dessen Stellvertreter sollen zu Ehrenbeamten ernannt
werden.

§ 4
Persönliche Ausrüstung, Anzeigepflicht bei Schäden

(1) Die Feuerwehrangehörigen haben die empfangene persönliche Ausrüstung
und Dienstkleidung pfleglich zu behandeln und nach dem Ausscheiden aus
dem Feuerwehrdienst zurückzugeben. Für verlorengegangene oder durch au-
ßerdienstlichen Gebrauch beschädigte oder unbrauchbar gewordene Teile der
Ausrüstung kann die Stadt Eisenach Ersatz verlangen.



3 37.01

(2) Die Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr haben dem Wehrführer unver-
züglich anzuzeigen

− im Dienst erlittene Körper- und Sachschäden;
− Verluste oder Schäden an der persönlichen oder sonstigen Ausrüstung.

 Soweit Ansprüche für oder gegen die Stadt Eisenach in Frage kommen, hat der
Empfänger der Anzeige nach Satz 1 die Meldung an das Amt für Brand- und
Katastrophenschutz weiterzuleiten.

 

 § 5
Aufnahme in die Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr

 (1) Die Einsatzabteilung setzt sich aus den aktiven Angehörigen der Freiwilligen
Feuerwehr zusammen. In die Einsatzabteilung können Personen mit besonde-
ren Fähigkeiten und Kenntnissen zur Beratung der Freiwilligen Feuerwehr
(Fachberater) aufgenommen werden.

 (2) Als aktive Feuerwehrangehörige können in der Regel nur Personen aufge-
nommen werden, die ihren Wohnsitz in der Stadt Eisenach haben (Einwohner).
Der Wohnsitz und die jeweilige Freiwillige Feuerwehr gemäß § 1 Abs. 1 Satz 3
Nr. 2 bis 10 sollten identisch sein. Sie müssen den Anforderungen des Feuer-
wehrdienstes geistig und körperlich gewachsen sein, das 16. Lebensjahr voll-
endet und dürfen nach dem ThBKG zulässige Höchstalter nicht überschritten
haben.

 (3) Führungskräfte der Freiwilligen Feuerwehr müssen Einwohner der Stadt
Eisenach sein.

 (4) Die Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr ist schriftlich über den Wehrfüh-
rer beim Leiter des Amtes für Brand- und Katastrophenschutz zu beantragen.
Minderjährige haben mit dem Aufnahmeantrag die schriftliche Zustimmungser-
klärung ihrer gesetzlichen Vertreter vorzulegen.

 (5) Vor der Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr erfolgt eine ärztliche Taug-
lichkeitsuntersuchung. Gibt es aus der ärztlichen Beurteilung die geringsten
Zweifel an der Feuerwehrdiensttauglichkeit, ist die Aufnahme zu versagen.

 (6) Im Auftrag des Oberbürgermeisters

- entscheidet der Leiter des Amtes für Brand- und Katastrophenschutz auf
Vorschlag des Wehrführers über die Aufnahme (§ 13 Abs. 3 Satz 1
ThBKG),

- verpflichtet der Leiter des Amtes für Brand- und Katastrophenschutz den
ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen durch Handschlag zur ordnungsge-
mäßen Erfüllung seiner Aufgaben (§ 13 Abs. 3 Satz 2 ThBKG), die sich aus
dem Thüringer Gesetz über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den
Katastrophenschutz, dieser Satzung sowie den Dienstanweisungen erge-
ben.
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(7) Die Verpflichtung, den Empfang des Feuerwehrausweises und der Satzung
über die Feuerwehr der Stadt Eisenach bestätigt der Feuerwehrangehörige
durch seine Unterschrift.

§ 6
Beendigung der Angehörigkeit zur Einsatzabteilung

(1) Die Zugehörigkeit zur Einsatzabteilung endet mit

1. der Vollendung des nach dem ThBKG zulässigen Höchstalters,
2. dem Austritt,
3. dem Ausschluss,
4. dem Tod.

(2) Der Austritt muss schriftlich gegenüber dem Wehrführer erklärt werden.
Dieser leitet die Erklärung unverzüglich an den Leiter des Amtes für Brand- und
Katastrophenschutz weiter.

(3) Der Oberbürgermeister kann einen Angehörigen der Einsatzabteilung aus
wichtigem Grund entpflichten (§ 13 Abs. 5 ThBKG). Ein wichtiger Grund ist ins-
besondere das mehrfache unentschuldigte Fernbleiben vom Einsatz, von der
Ausbildung und/oder bei angesetzten Übungen sowie grob unkameradschaftli-
ches Verhalten. Vor der Entpflichtung ist der Feuerwehrausschuss der zustän-
digen Freiwilligen Feuerwehr zu hören. Die Entpflichtung erfolgt schriftlich mit
Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung.

§ 7
Rechte und Pflichten der Angehörigen der Einsatzabteilung

(1) Die Angehörigen der Einsatzabteilung führen die in § 2 bezeichneten Auf-
gaben nach Anweisung des Wehrführers oder der sonst zuständigen Vorge-
setzten durch. Sie haben insbesondere

a) die für den Dienst geltenden Vorschriften und Weisungen (z. B.
Dienstvorschriften, Ausbildungsvorschriften, Unfallverhütungsvorschrif-
ten) zu befolgen,

b) bei Alarm sofort zu erscheinen und den für den Alarmfall geltenden
Anweisungen und Vorschriften Folge zu leisten,

c) am Unterricht, an Übungen und sonstigen dienstlichen Versammlun-
gen teilzunehmen.

(2) Neu aufgenommene Feuerwehrangehörige dürfen vor Abschluss der feuer-
wehrtechnischen Ausbildung (Grundausbildung) nur im Zusammenwirken mit
ausgebildeten und erfahrenen aktiven Feuerwehrangehörigen eingesetzt wer-
den.
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(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Fachberater im Sinne des § 5 Abs. 1
Satz 2 nicht.

(4) Die Angehörigen der Einsatzabteilung wählen aus ihrer Mitte in der Jahres-
hauptversammlung den Wehrführer, den stellvertretenden Wehrführer sowie
die Mitglieder des Feuerwehrausschusses.

(5) Für Tätigkeiten im Feuerwehrdienst außerhalb des Stadtgebietes gilt § 5
Abs. 2 der Thüringer Feuerwehr-Entschädigungsverordnung.

§ 8
Ausbildung der Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr

Die Organisation der Feuerwehr-Grundausbildung obliegt dem Leiter des Am-
tes für Brand- und Katastrophenschutz nach geltenden Feuerwehrdienstvor-
schriften und sonstigen einschlägigen Vorschriften. Das gleiche gilt für die wei-
terführende Aus- und Fortbildung, sofern diese nicht von anderen Ausbildungs-
stätten durchgeführt wird. Die laufende Ausbildung erfolgt an den Standorten
der Freiwilligen Feuerwehr in Verantwortung des jeweiligen Wehrführers.

§ 9
Ordnungsmaßnahmen

(1) Verletzt ein Angehöriger der Einsatzabteilung seine Dienstpflicht, so kann
der Wehrführer im Einvernehmen mit dem Feuerwehrausschuss ihm

1. eine mündliche Ermahnung,
2. einen mündlichen Verweis

aussprechen.

Die Ermahnung wird unter vier Augen ausgesprochen. Vor dem Verweis ist
dem Betroffenen Gelegenheit zur schriftlichen oder mündlichen Stellungnahme
zu geben. Über Ordnungsmaßnahmen hat der Wehrführer den Leiter des Am-
tes für Brand- und Katastrophenschutz zu informieren.

(2) Verletzt ein Angehöriger trotz Ermahnung oder mündlichem Verweis weiter-
hin seine Dienstpflicht, so kann eine Entpflichtung gemäß § 6 Abs. 3 erfolgen.

§ 10
Alters- und Ehrenabteilung

(1) In die Alters- und Ehrenabteilung wird unter Überlassung der Dienstbeklei-
dung übernommen, wer wegen Vollendung des nach dem ThBKG zulässigen
Höchstalters, dauernder Dienstunfähigkeit oder aus sonstigen wichtigen per-
sönlichen Gründen aus der Einsatzabteilung ausscheidet. Die Angehörigen
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werden in der Jahreshauptversammlung würdig aus der Einsatzabteilung ent-
lassen.

(2) Die Zugehörigkeit zur Alters- und Ehrenabteilung endet:

a) durch Austritt, der schriftlich gegenüber dem Wehrführer erklärt werden
muss,

b) Ausschluss (§ 6 Abs. 3 Satz 1 gilt entsprechend),

c) den Tod.

(3) Angehörige der Alters- und Ehrenabteilung können zu Mitgliedern des Feu-
erwehrausschusses gewählt werden.

§ 11
Jugendfeuerwehr

(1) Die Jugendfeuerwehr ist der freiwillige Zusammenschluss von Jugendlichen
im Alter vom vollendeten 10. Lebensjahr bis zum vollendeten 18. Lebensjahr.
Sie gestaltet ihr Jugendleben als selbständige Abteilung der Freiwilligen Feu-
erwehr nach ihrer eigenen Jugendordnung, die der Zustimmung des Feuer-
wehrausschusses bedarf.

(2) Die Jugendfeuerwehr wird durch den Jugendfeuerwehrwart nach Weisung
des jeweiligen Wehrführers geführt.

(3) Der Jugendfeuerwehrwart wird aus der Mitte der Angehörigen der Einsatz-
abteilung durch die Jahreshauptversammlung für die Dauer von fünf Jahren
gewählt. Zwingende Wählbarkeitsvoraussetzungen sind, dass der Bewerber
mindestens 18 Jahre alt und in der Regel nicht älter als 35 Jahre ist.

Er soll den Gruppenführerlehrgang an einer Landesfeuerwehrschule mit Erfolg
abgelegt und einen Lehrgang an einer Jugendbildungsstätte besucht haben.

§ 12
Feuerwehrausschuss

(1) Zur Unterstützung und Beratung des Wehrführers bei der Erfüllung seiner
Aufgaben wird für jede Freiwillige Feuerwehr ein Feuerwehrausschuss gebildet.

(2) Der Feuerwehrausschuss besteht aus dem Wehrführer als Vorsitzenden,
seinem Stellvertreter, aus zwei Angehörigen der Einsatzabteilung, einem Ver-
treter der Alters- und Ehrenabteilung und dem Jugendfeuerwehrwart, sofern
eine Alters- und Ehrenabteilung bzw. eine Jugendfeuerwehr besteht.

(3) Der Vorsitzende beruft die Sitzungen des Feuerwehrausschusses ein. Er
hat den Feuerwehrausschuss einzuberufen, wenn dies mehr als die Hälfte sei-
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ner Mitglieder schriftlich mit Begründung beantragt. Die Sitzungen sind nichtöf-
fentlich.

(4) Der Vorsitzende kann Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr oder andere
Personen zu Sitzungen einladen. Über die Sitzungen des Feuerwehrausschus-
ses ist eine Niederschrift zu fertigen.

(5) Der Leiter des Amtes für Brand- und Katastrophenschutz, der Stadtbrandin-
spektor und im Verhinderungsfall sein Stellvertreter haben das Recht, jederzeit
an Sitzungen teilzunehmen. Sitzungstermine sind ihnen rechtzeitig bekanntzu-
geben.

(6) Die Mitglieder des Feuerwehrausschusses werden in der Jahreshaupt-
versammlung der Feuerwehreinheit für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Eine
außerordentliche Jahreshauptversammlung ist binnen zweier Monate nach
Freiwerden einer Stelle im Feuerwehrausschuss durchzuführen. Wahlberechtigt
zur Wahl der Vertreter der Einsatzabteilung sind nur die Angehörigen der Ein-
satzabteilung; wahlberechtigt zur Wahl des Vertreters der Alters- und Ehren-
abteilung sind nur die Angehörigen der Alters- und Ehrenabteilung.

§ 13
Jahreshauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr

(1) Die Jahreshauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr wird vom Wehr-
führer in der Regel einmal jährlich einberufen. Sie ist innerhalb von zwei Wo-
chen einzuberufen, wenn dies mindestens ein Drittel der Mitglieder der Ein-
satzabteilung schriftlich unter Angabe des Grundes verlangt.

(2) Die Angehörigen der Einsatz- und der Alters- und Ehrenabteilung, der
Stadtbrandinspektor und der Leiter des Amtes für Brand- und Katastrophen-
schutz sind unter Beifügung der Tagesordnung und Angabe des Ortes und
Zeitpunktes unter Einhaltung einer Frist von mindestens zwei Wochen zur Jah-
reshauptversammlung einzuladen. Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn
mindestens die Hälfte der Angehörigen der Einsatz- und Alters- und Ehrenab-
teilung anwesend sind. Bei Beschlussunfähigkeit ist zu einer zweiten Ver-
sammlung unter Einhaltung einer Frist von einer Woche einzuladen, die ohne
Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Angehörigen der Einsatz- und Alters-
und Ehrenabteilung beschlussfähig ist.

(3) Die Jahreshauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr leitet der Wehr-
führer, im Verhinderungsfall sein Stellvertreter. Die Durchführung von Wahlen
erfolgt nach Maßgabe des § 17.

(4) Beschlüsse der Jahreshauptversammlung werden mit der Mehrheit der auf
Ja oder Nein lautenden Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag
abgelehnt. Die Jahreshauptversammlung beschließt auf entsprechenden An-
trag im Einzelfall darüber, ob eine Abstimmung geheim erfolgen soll.

(5) In der Jahreshauptversammlung erstattet der Wehrführer einen Bericht über
das abgelaufene Jahr.
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(6) Über die Sitzung der Jahreshauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr
ist eine Niederschrift anzufertigen. Die Niederschrift muss Tag und Ort der Sit-
zung, die Namen der anwesenden Teilnehmer und die der abwesenden Ange-
hörigen der Einsatz- und der Alters- und Ehrenabteilung sowie die behandelten
Gegenstände, die Beschlüsse und Wahlen unter Angabe des Abstimmungser-
gebnisses erkennen lassen. Die Niederschrift ist durch den Sitzungsleiter und
den Schriftführer zu unterzeichnen. Sie ist zusammen mit dem Bericht des
Wehrführers innerhalb einer Frist von einer Woche dem Leiter des Amtes für
Brand- und Katastrophenschutz zu übergeben.

§ 14
Stadtbrandinspektor, Stadtjugendfeuerwehrwart

(1) Der Stadtbrandinspektor, im Verhinderungsfall der stellvertretende Stadt-
brandinspektor, vertritt die Belange der Freiwilligen Feuerwehr gegenüber der
Stadt Eisenach vertreten durch den Leiter des Amtes für Brand- und Katastro-
phenschutz. Der Stadtbrandinspektor und sein Stellvertreter sollen zu Ehren-
beamten der Stadt Eisenach ernannt werden.

(2) Der Stadtbrandinspektor und der stellvertretende Stadtbrandinspektor wer-
den aus der Mitte der Angehörigen der Einsatzabteilungen in den Feuerwehr-
ausschüssen für die Dauer von 5 Jahren in der Gemeinsamen Hauptver-
sammlung der Freiwilligen Feuerwehren der Stadt Eisenach gewählt. Zwingen-
de Wählbarkeitsvoraussetzung ist, dass der Bewerber die erforderlichen Fach-
kenntnisse besitzt und den erfolgreichen Besuch der nach der ThürFwOrgVO
vorgeschriebenen Lehrgänge nachweisen kann. Die Wahlen finden nach Mög-
lichkeit in derselben Gemeinsamen Hauptversammlung statt. Anderenfalls ist
eine außerordentliche Gemeinsame Hauptversammlung der Freiwilligen Feu-
erwehren der Stadt Eisenach so rechtzeitig einzuberufen, dass binnen zweier
Monate nach Freiwerden der Stelle die Wahl stattfinden kann.

(3) Der Stadtjugendfeuerwehrwart und im Verhinderungsfall der stellvertretende
Stadtjugendfeuerwehrwart ist Sprecher der Jugendfeuerwehren der Stadt Ei-
senach. Er vertritt ihre Belange gegenüber der Stadt Eisenach vertreten durch
den Leiter des Amtes für Brand- und Katastrophenschutz.

(4) Der Stadtjugendfeuerwehrwart und der stellvertretende Stadtjugendfeuer-
wehrwart werden durch die Gemeinsame Hauptversammlung der Freiwilligen
Feuerwehren der Stadt Eisenach aus dem Kreis der Jugendfeuerwehrwarte für
die Dauer von 5 Jahren gewählt. Im Übrigen gilt Absatz 2 entsprechend.

(5) Die Inhaber der in dieser Vorschrift genannten Ämter müssen Einwohner
der Stadt Eisenach sein.
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§ 15
Wehrführerausschuss

(1) Zur Koordinierung sämtlicher Angelegenheiten der Freiwilligen Feuerwehren
mit dem Amt für Brand- und Katastrophenschutz wird ein Wehrführerausschuss
gebildet. Der Wehrführerausschuss besteht aus dem Stadtbrandinspektor, sei-
nem Stellvertreter, den Wehrführern und dem Leiter des Amtes für Brand- und
Katastrophenschutz.

(2) Der Leiter des Amtes für Brand- und Katastrophenschutz beruft in Abstim-
mung mit dem Stadtbrandinspektor die Sitzungen des Wehrführerausschusses
ein.

(3) Eine Sitzung des Wehrführerauschusses ist einzuberufen, wenn dies von
mehr als der Hälfte der Mitglieder des Ausschusses schriftlich unter Angabe
von Gründen beantragt wird.

(4) Über die Sitzungen des Wehrführerausschusses sind Niederschriften zu
fertigen.

§ 16
Gemeinsame Hauptversammlung

(1) Die Gemeinsame Hauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehren wird
vom Stadtbrandinspektor in der Regel einmal jährlich einberufen. Sie ist inner-
halb von zwei Wochen einzuberufen, wenn dies mindestens ein Drittel der Mit-
glieder aller Einsatzabteilungen schriftlich unter Angabe des Grundes verlangt.

(2) Die Mitglieder der Feuerwehrausschüsse der Freiwilligen Feuerwehren und
der Amtsleiter des Amtes für Brand- und Katastrophenschutz sind unter Beifü-
gung der Tagesordnung und Angabe des Ortes und des Zeitpunktes unter Ein-
haltung einer Frist von mindestens zwei Wochen zur Sitzung der Gemeinsamen
Hauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr einzuladen. Die Versammlung
ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder der Feuerwehr-
ausschüsse anwesend sind. Bei Beschlussunfähigkeit ist zu einer zweiten Ver-
sammlung unter Einhaltung einer Frist von einer Woche einzuladen, die ohne
Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder der Feuerwehrausschüsse
beschlussfähig ist.

(3) Die Gemeinsame Hauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehren leitet
der Stadtbrandinspektor, im Verhinderungsfall sein Stellvertreter. Die Durchfüh-
rung von Wahlen erfolgt nach Maßgabe des § 17.

(4) Beschlüsse der Gemeinsamen Hauptversammlung werden mit der auf Ja
oder Nein lautenden Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag
abgelehnt. Die Gemeinsame Hauptversammlung beschließt auf entsprechen-
den Antrag im Einzelfall darüber, ob eine Abstimmung geheim erfolgen soll.

(5) In der Gemeinsamen Hauptversammlung erstattet der Stadtbrandinspektor
einen Bericht über das abgelaufene Jahr.
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(6) Über die Sitzung der Gemeinsamen Hauptversammlung der Freiwilligen
Feuerwehr ist eine Niederschrift anzufertigen. Die Niederschrift muss Tag und
Ort der Sitzung, die Namen der anwesenden Teilnehmer und die der abwesen-
den Mitglieder der Feuerwehrausschüsse der Freiwilligen Feuerwehren sowie
die behandelten Gegenstände, die Beschlüsse und Wahlen unter Angabe des
Abstimmungsergebnisses erkennen lassen. Die Niederschrift ist durch den Sit-
zungsleiter und den Schriftführer zu unterzeichnen. Sie ist innerhalb einer Frist
von einer Woche dem Leiter des Amtes für Brand- und Katastrophenschutz zu
übergeben.

§ 17
Wahlen

(1) Die nach dieser Satzung durchzuführenden Wahlen werden von einem
Wahlleiter geleitet, den die jeweilige Versammlung bestimmt.

(2) Die Wahlberechtigten sind vom Zeitpunkt und Ort der Wahl mindestens
zwei  Wochen vorher schriftlich zu verständigen. Hinsichtlich der Beschlussfä-
higkeit der Versammlung gilt § 16 Abs. 2 Satz 2 und 3 entsprechend.

(3) Es können nur solche Personen gewählt werden, die der Jahreshauptver-
sammlung oder der Gemeinsamen Hauptversammlung vor der Wahl vorge-
schlagen worden sind. Personen, die nicht an der Wahl teilnehmen können,
müssen vor der Wahl eine schriftliche Einverständniserklärung abgeben, inso-
fern sie sich für eine Stelle im Feuerwehrausschuss bewerben.

(4) Der Stadtbrandinspektor, sein Stellvertreter, die Wehrführer, die stellvertre-
tenden Wehrführer, der Vertreter der Alters- und Ehrenabteilung für den Feu-
erwehrausschuss und der Jugendfeuerwehrwart werden einzeln nach Stim-
menmehrheit gewählt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Die Wahl
der übrigen zu wählenden Mitglieder des Feuerwehrausschusses wird als
Mehrheitswahl ohne das Recht der Stimmenhäufung durchgeführt. Jeder
Wahlberechtigte hat soviel Stimmen, wie sonstige Mitglieder des Feuerwehr-
ausschusses zu wählen sind. In den Feuerwehrausschuss sind diejenigen ge-
wählt, die die meisten Stimmen erhalten. Bei Stimmengleichheit entscheidet
das Los.

(5) Gewählt wird schriftlich und geheim. Bei den Einzelwahlen (Absatz 4 Satz 1)
kann, wenn nur ein Bewerber zur Wahl steht und die Wahlberechtigten mehr-
heitlich zustimmen, durch Handzeichen gewählt werden.

§ 18
Beschriftung der Fahrzeuge

(1) Alle Einsatzkraftfahrzeuge der Feuerwehr Eisenach sind einheitlich wie folgt
zu kennzeichnen:

Stadtwappen jeweils auf der Außenseite von Fahrer- und Beifahrertür; Standort
der Feuerwehr zentriert unterhalb des Stadtwappens.
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(2) Die Kennzeichnung erfolgt grundsätzlich durch das Amt für Brand- und Ka-
tastrophenschutz.

§ 19
Gestaltung der Ärmelabzeichen

(1) Die Gestaltung der Ärmelabzeichen regelt sich nach Anlage 3, Abschnitt V
Punkt 4, zur ThürFwOrgVO.

(2) Das Stadtwappen zeigt in Blau die Gestalt des St. Georg in silberner Ketten-
rüstung und silbernem Mantel, die Rechte gestützt auf einen gefähnelten Speer
mit silberner Spitze und silbernem Fahnenblatt, belegt mit einem roten Balken-
kreuz, die Linke einen goldenen Palmzweig haltend, gestützt auf einen silber-
nen dreieckigen Schild, belegt mit einem roten Tatzenkreuz. Die Schildfigur ist
rechts begleitet von einem schwebenden silbernen Tatzenkreuzchen.

(3) Die Inschrift des Ärmelabzeichens regelt sich nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Ziff. 1-
10.

(4) Die Beschaffung und Ausgabe erfolgt grundsätzlich durch das Amt für
Brand- und Katastrophenschutz.

§ 20
Feuerwehrvereinigungen

Die Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehren können privatrechtliche Feuer-
wehrvereine gründen. Die Stadt Eisenach wird den Stadtfeuerwehrverband im
Rahmen ihrer Möglichkeiten finanziell unterstützen.

§ 21
Gleichstellungsklausel

Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in weibli-
cher und männlicher Form.

§ 22
In – Kraft - Treten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Feuerwehr der Stadt Eisenach vom
12.12.1995 außer Kraft.
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Eisenach, den 03.06.2002
Stadt Eisenach

-Siegel-

gez. Schneider
Oberbürgermeister

...........................................................................................................................................................................................................................................

(Thür. Allgemeine Nr. 137 v. 15.06.2002, Eisenacher Presse- Thür. Landeszeitung Nr. 137 v.
15.06.2002), beschlossen durch den Stadtrat der Stadt Eisenach am 19.04.2002, in Kraft ge-
treten am 16.06.2002

geändert durch 1. Änderungssatzung (Neufassung des § 1 Abs. 1 Satz 3, Änderung der §§ 5
Abs. 2 Satz 2, 19 Abs. 3) vom 02.02.2005 (Thür. Allgemeine Nr. 41 v. 18.02.2005, Eisenacher
Presse- Thür. Landeszeitung Nr. 41 v. 18.02.2005), beschlossen durch den Stadtrat der Stadt
Eisenach am 16.12.2004, in Kraft getreten am 19.02.2005

geändert durch 2. Änderungssatzung (Neufassung der §§ 1 Abs. 1 Satz 3, 5 Abs. 2 Satz 2,
Änderung des 19 Abs. 3) vom 10.10.2006 (Thür. Allgemeine Nr. 239 v. 13.10.2006, Eisenacher
Presse- Thür. Landeszeitung Nr. 239 v. 13.10.2006), beschlossen durch den Stadtrat der Stadt
Eisenach am 15.09.2006, in Kraft getreten am 14.10.2006

Satzungstext abgedruckt in der Fassung der letzten Änderung


